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(14.10.2014) Hinter Kretschmanns konstruktivem Dialog darf sich nicht Ideenlosigkeit
verstecken

    

    

  

Zur heutigen Vorstellung der Ergebnisse des Flüchtlingsgipfels durch Ministerpräsident
Kretschmann und Integrationsministerin Öney sagten der Vorsitzende der
FDP-Landtagsfraktion, Dr. Hans-Ulrich Rülke, sowie der integrationspolitische Sprecher Andr
eas Glück
:

  

  

„Die FDP-Landtagsfraktion begrüßt ausdrücklich die konstruktiven Dialoge auf dem
Flüchtlingsgipfel sowie die bereits fixierten Ergebnisse. Der Ministerpräsident betont
richtigerweise, dass politisches Handeln ein kommunikativer Vorgang ist. Jedoch mahnen wir
an, dass sich hinter der Dialogbereitschaft der Landesregierung nicht deren Ideenlosigkeit
verstecken darf. Zum Beispiel stehen die Landkreise weiterhin allein vor der immensen
Aufgabe, die vorläufige Unterbringung der Flüchtlinge      sicherzustellen. Hier steht der
Ministerpräsident bei den Landkreisen im Wort, für eine umfängliche Erstattung der Kosten zu
sorgen. 

  

Bis zum Ende des Monats will die Integrationsministerin eine erste Beurteilung der
Einmalpauschalen vorlegen. Wir erwarten, dass der Ministerpräsident dann zügig mit
Lösungsvorschlägen auf die Kreise zugeht und sich mit Taten zu dieser Landesaufgabe
bekennt. Neben dem begrüßenswerten Bemühen um eine sichere Anschlussunterbringung
muss sich das Land auch bei der vorläufigen Unterbringung an die Seite der Landkreise stellen.
Hier wünscht sich die FDP-Landtagsfraktion Vorschläge des Ministeriums, wie die Landkreise
vorübergehende Engpässe bei der Unterbringung der Flüchtlinge bewältigen könnten.
Vorstellbar sind beispielsweise sogenannte Pooling-Lösungen, mit denen sich die Landkreise

 1 / 2



Rülke und Glück: Ideen zur Flüchtlingsaufnahme müssen von Landesregierung rasch konkretisiert werden 
Aktualisiert Dienstag, den 14. Oktober 2014 um 16:34 Uhr

gegenseitig aushelfen können. 

  

  

Unklar bleibt auch, wie die Landesregierung das Sonder-Wohnungsbauprogramm für
Flüchtlinge umsetzen will. Die Vorschläge für eine Co-Finanzierung mit den Gemeinden
müssen konkretisiert werden. Weiter bleibt die Frage offen, wie sich die Landesregierung zum
Vorschlag der Oberbürgermeister Bosch und Kuhn stellt: Diese haben auf dem Flüchtlingsgipfel
vorgeschlagen, Flüchtlinge, deren Asylantrag keine Aussicht auf Erfolg hat, erst gar nicht in den
Kreisen vorläufig unterzubringen, sondern diese direkt aus der Erstaufnahme rückzuführen.“
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